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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 784/07
2 Sa 65/06 
Thüringer
Landesarbeitsgericht

Verkündet am 
22. Oktober 2008

Im Namen des Volkes!

Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

URTEIL

ln Sachen

Beklagter, Berufungskläger und Revisionskläger,

pp.

Klägerin, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen 

Verhandlung vom 22. Oktober 2008 durch den Vorsitzenden Richter am 

Bundesarbeitsgericht Bepler, die Richter am Bundesarbeitsgericht Creutzfeldt 

und Dr. Treber sowie die ehrenamtlichen Richter Hardebusch und Hess für 

Recht erkannt:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 4 AZR 784/07

1. Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Thü­
ringer Landesarbeitsgerichts vom 23. August 2007 
- 2 Sa 65/06 - wird zurückgewiesen.

2. Das Urteil des Arbeitsgerichts Erfurt vom 11. Januar 
2006 - 5 Ca 1472/05 - wird unter Nr. 1 klarstellend wie 
folgt neu gefasst:
Das Versäumnisurteil des Arbeitsgerichts Erfurt vom 
23. November 2005 - 5 Ca 1472/05 - wird mit der Maß­
gabe aufrechterhalten, dass auf das Arbeitsverhältnis 
der Parteien der BAT-0 (Bereich der kommunalen 
Arbeitgeberverbände) und die diesen bis zum 31. 
Dezember 2004 ergänzenden, ändernden oder er­
setzenden Tarifverträge Anwendung finden.

3. Der Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, welches Tarifwerk auf das zwischen 1 

ihnen bestehende Arbeitsverhältnis Anwendung findet. Die Klägerin ist seit dem 

1. Juli 1991 als Vollzeitbeschäftigte bei dem Beklagten tätig und gewerkschaft­

lich nicht organisiert. Der zwischen den Parteien am 27. Juni 1991 ge­

schlossene Arbeitsvertrag lautet auszugsweise wie folgt:

..§ 2
Das Arbeitsverhältnis bestimmt sich nach dem BAT-0 
(Bereich der Kommunalen Arbeitgeberverbände) und den 
diesen ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarif­
verträgen sowie nach den für Angestellte des Arbeitgebers 
im Gebiet nach Art. 3 des Einigungsvertrages jeweils 
geltenden sonstigen Regelungen.“

Der Beklagte war vom 3. Mai 1991 bis einschließlich des 31. Dezember 2 

2004 Mitglied im Kommunalen Arbeitgeberverband Thüringen (nachfolgend:

KAV). Mit Wirkung zum 1. Januar 2005 trat er der „P Tarifgemeinschaft 

Thüringen e.V. - PATT (nachfolgend: PATT) bei. Der PATT hatte mit der
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- 3 - 4 AZR 784/07

Gewerkschaft Öffentlicher Dienst und Dienstleistungen - Bundesverband - 

bereits am 8. Dezember 2003 einen zum 1. Januar 2004 in Kraft getretenen 

Rahmentarifvertrag geschlossen.

Der Beklagte legte der Klägerin im Monat Dezember 2004 einen Ar- 3 

beitsvertragsentwurf vor, der ab dem 1. Januar 2005 gelten sollte und aus­

zugsweise wie folgt lautete:

-§1
Inhalt und Beginn des Arbeitsverhältnisses

Das Arbeitsverhältnis regelt sich nach den Vorschriften 
der Tarifverträge der P Tarifgemeinschaft Thüringen e.V. 
vom 8. Dezember 2003 und deren ergänzenden oder 
ändernden Tarifverträgen.“

Diesen Entwurf Unterzeichnete die Klägerin nicht, weil sie ua. nicht be- 4 

reit war, die sich hieraus ergebenden Entgeltkürzungen zu akzeptieren. Ab dem 

Monat Januar 2005 rechnete die Beklagte das Arbeitsverhältnis im Wesent­

lichen nach den Regelungen des Tarifwerkes der PATT ab.

Die Klägerin hat mit ihrer Klage zunächst Zahlung der Differenzver- 5 

gütung verlangt, die sich bei Anwendung des BAT-0 und der ihn ergänzenden 

Vergütungstarifverträge (Bereich der Kommunalen Arbeitgeberverbände, 

nachfolgend: BAT-O) im Vergleich zu dem ihr geleisteten und nach dem Tarif­

werk des PATT berechneten Entgelt ergibt. Ihre Leistungsklage änderte sie 

erstinstanzlich in ein Feststellungsbegehren. Die Anwendung des BAT-0 

ergebe sich aus § 2 des Arbeitsvertrages. Es handele sich dabei um eine 

Gleichstellungsabrede. Eine darüber hinausgehende Tarifwechselklausel sei 

nicht vereinbart. Dem Zusatz „sonstige Regelungen“ in § 2 des Arbeitsvertrages 

komme für die Bestimmung des in Bezug genommenen Tarifvertrages keine 

Bedeutung zu. Insbesondere könne diese Formulierung nicht als 

Tarifwechselklausel interpretiert werden.

Die Klägerin hat in der Sache beantragt, 6

festzustellen, dass auf das Arbeitsverhältnis zwischen den 
Parteien der BAT-0 (Bereich der Kommunalen Arbeit­
geberverbände) und die diesen bis zum 31. Dezember 
2004 ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarifver-
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träge Anwendung finden, 
hilfsweise,
festzustellen, dass die Klägerin nach der VergGr. VII des 
Vergütungstarifvertrages zwischen der P Tarifgemein- 
schaft Thüringen e.V. und der Gewerkschaft Öffentlicher 
Dienst und Dienstleistungen vom 8. Dezember 2003 zu 
vergüten ist.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er ist der Auf- 7

fassung, im Arbeitsvertrag aus dem Jahre 1991 sei nicht nur eine Gleich­

stellungsabrede vereinbart worden. Aus der Formulierung „jeweils geltenden 

sonstigen Regelungen“ ergebe sich, dass für den Arbeitnehmer diejenigen 

Tarifbestimmungen gelten sollten, die auch für die anderen Angestellten maß­

geblich seien. § 2 des Arbeitsvertrages enthalte eine dynamische Verweisung 

auf den jeweils einschlägigen, für den Beklagten maßgeblichen Tarifvertrag.

Sonst würden im Betrieb des Beklagten zwei verschiedene Tarifverträge gelten.

Die Vorinstanzen hätten verkannt, dass kein Betriebsübergang mit einem 

Arbeitgeberwechsel vorliege, sondern sich nur die Tarifgebundenheit des 

Arbeitgebers geändert habe. Bei der Auslegung des Parteiwillens habe die 

besondere Situation des Arbeitgebers als gemeinnütziger Verein im Vorder­

grund zu stehen. Im Jahre 1991 hätten sich die Parteien keine Gedanken 

darüber gemacht, ob und inwieweit es überhaupt zu einem Tarifwechsel 

kommen könne. Sinn der Regelung sei es, eine Anpassung an zukünftige 

Gegebenheiten vornehmen zu können.

Das Arbeitsgericht hat der Klage zunächst durch Versäumnisurteil 8 

stattgegeben und dann den Einspruch des Beklagten hiergegen zurück­

gewiesen. Die Berufung des Beklagten hat das Landesarbeitsgericht zurück­

gewiesen. Mit der zugelassenen Revision begehrt der Beklagte die Klageab­

weisung. Die Klägerin beantragt die Zurückweisung der Revision.
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Entscheidungsgründe

Die zulässige Revision des Beklagten ist unbegründet. Das Landes- 9 

arbeitsgericht hat dessen Berufung zu Recht abgewiesen.

Die Klage ist zulässig und begründet. Das Arbeitsverhältnis der 10 

Parteien bestimmt sich kraft der arbeitsvertraglichen Bezugnahmeklausel auch 

nach dem Beitritt der Beklagten in den PATT nach dem BAT-0 und den diesen 

bis zum 31. Dezember 2004 ergänzenden, ändernden oder ersetzenden Tarif­

verträgen.

I. Der Feststellungsantrag ist nach §256 Abs. 1 ZPO zulässig. Eine 11 

Feststellungsklage kann sich auf einzelne Beziehungen oder Folgen aus einem 

Rechtsverhältnis, auf bestimmte Ansprüche oder Verpflichtungen oder auf den 

Umfang einer Leistungspflicht beschränken - sog. Elementenfeststellungs- 

klage - (st. Rspr., vgl. nur Senat 15. März 2006 - 4 AZR 75/05 - BAGE 117, 248;

BAG 25. Oktober 2001 -6  AZR 718/00- BAGE 99, 250, 252 f., zu B I 1 der 

Gründe; BGH 19. April 2000 -XI IZR 332/97- NJW 2000, 2280, zu 1 a der 

Gründe, jeweils mwN). Auch die Anwendbarkeit eines bestimmten Tarifver­

trages oder Tarifwerkes auf ein Arbeitsverhältnis kann Gegenstand einer 

Feststellungsklage sein (Senat 15. März 2006 - 4 AZR 75/05 - BAGE 117, 248;

BAG 27. Juli 1956 - 1 AZR 430/54- BAGE 3, 303, 305 f.; 20. März 1991 

- 4 AZR 455/90 - BAGE 67, 330, 332, zu A der Gründe; 28. März 1996-6 AZR 

501/95 - BAGE 82, 344, 346, zu II 1 der Gründe). Mit dem in der mündlichen 

Verhandlung vor dem Senat von der Klägerin klargestellten Feststellungs­

begehren kann der Streit der Parteien über den Umfang der zukünftigen 

Leistungspflichten, der sich aus der Bezugnahmeklausel in § 2 des Arbeits­

vertrages ergibt, bereinigt werden.

II. Der BAT-0 und die diesen bis zum Verbandsaustritt der Beklagten mit 12

Ablauf des 31. Dezember 2004 ergänzenden, ändernden oder ersetzenden 

Tarifverträge finden auf das zwischen den Parteien bestehende Arbeitsverhält­

nis kraft vertraglicher Vereinbarung Anwendung.
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1. Der Senat folgt der zutreffenden Vertragsauslegung der Vorinstanzen. 13

Durch den Austritt des Beklagten aus dem KAV mit Ablauf des 31. Dezember 

2004 hat die Anbindung an die dynamische Entwicklung der tarifrechtlich 

geregelten Arbeitsbedingungen geendet. Die Ablösung des BAT-0 durch den 

TVöD zum 1. Oktober 2005 bleibt ohne Einfluss auf den Inhalt des ge­

schlossenen Arbeitsvertrags.

a) Die Auslegung eines Formulararbeitsvertrages wie des streitgegen- 14

ständlichen durch das Landesarbeitsgericht kann vom Revisionsgericht ohne 

Einschränkung überprüft werden (st. Rspr., Senat 30. August 2000 - 4 AZR 

581/99 - BAGE 95, 296, 299 mwN; 29. August 2007 - 4 AZR 767/06 - AP TVG

§ 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 61 -  EzA TVG § 3 Bezugnahme auf 

Tarifvertrag Nr. 37, mwN). Nach §§ 133, 157 BGB sind Verträge so auszulegen, 

wie die Parteien sie nach Treu und Glauben unter Berücksichtigung der Ver­

kehrssitte verstehen mussten. Dabei ist vom Wortlaut auszugehen. Zur Er­

mittlung des wirklichen Willens der Parteien sind aber auch die außerhalb der 

Vereinbarung liegenden Umstände einzubeziehen, soweit sie einen Schluss auf 

den Sinngehalt der Erklärung zulassen (Senat 26. September 2001 - 4 AZR 

544/00- BAGE 99, 120, 1231). Dies gilt auch für dynamische Verweisungs­

klauseln (Senat 18. April 2007 - 4 AZR 652/05 - AP TVG § 1 Bezugnahme auf 

Tarifvertrag Nr. 53).

b) Der BAT-0 einschließlich der diesen ergänzenden, ändernden oder 15

ersetzenden Tarifverträge ist zwischen der Klägerin und dem Beklagten kraft 

Bezugnahmeklausel in § 2 des Arbeitsvertrages vom 27. Juni 1991 als Ver­

tragsrecht anzuwenden. Die Maßgeblichkeit des BAT-0 beruht zwischen den 

Arbeitsvertragsparteien allein auf dieser konstitutiven vertraglichen Verein­

barung. Denn die Klägerin ist nicht tarifgebunden. Darüber besteht zwischen

den Parteien kein Streit.

c) Die Parteien stimmen ebenfalls darin überein, dass es sich bei der 16

Regelung in § 2 des Arbeitsvertrages um eine dynamische Verweisung auf den 

BAT-0 handelt. Sie verstehen diese Verweisungsklausel zutreffend als sog. 

Gleichstellungsabrede iSd. früheren Senatsrechtsprechung, nach welcher eine
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in einem vom tarifgebundenen Arbeitgeber vorformulierten und vor dem

1. Januar 2002 geschlossenen Arbeitsvertrag enthaltene Verweisung auf ein 

Tarifwerk, an das der Arbeitgeber selbst gebunden ist, regelmäßig die Gleich­

stellung der bei ihm beschäftigten nicht tarifgebundenen Arbeitnehmer mit den 

tarifgebundenen bezweckt (zu dieser Rechtsprechung vgl. die umfangreichen 

Nachweise in 14. Dezember 2005 - 4 AZR 536/04 - BAGE 116, 326, 329).

d) Die angeführte Auslegung von Altverträgen hat zur Folge, dass die 17 

vertragliche Anbindung an die dynamische Entwicklung der tariflich geregelten 

Arbeitsbedingungen endet, wenn sie tarifrechtlich auch für einen tarif­

gebundenen Arbeitnehmer endet, so im vorliegenden Rechtsstreit durch den 

Austritt des Beklagten aus dem zuständigen Arbeitgeberverband. Der Gleich­

stellungsgehalt einer solchen Vereinbarung ist nach dieser Rechtsprechung auf 

den Zusammenhang zwischen der Dynamik der Bezugnahme und der Tarif­

gebundenheit des Arbeitgebers an die bezeichneten Tarifverträge beschränkt 

(Senat 29. August 2007 - 4 AZR 767/06 - AP TVG § 1 Bezugnahme auf Tarif­

vertrag Nr. 61 = EzA TVG § 3 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 37; 18. April 

2007 - 4 AZR 652/05 - AP TVG § 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 53 mwN).

2. Entgegen der Rechtsauffassung des Beklagten enthält die Bezug- 18

nahmeklausel in § 2 des Arbeitsvertrages keine Verweisung auf das Tarifrecht

der PATT. Die Parteien haben keine sog. Tarifwechselklausel vereinbart. Der 

Gleichstellungszweck, den die Bezugnahme im Arbeitsvertrag verfolgt, recht­

fertigt keine solche Auslegung.

a) Der Wortlaut der Bezugnahmeklausel gibt keine ausreichenden Hin- 19

weise darauf, dass eine Tarifwechselklausel vereinbart worden ist. § 2 des 

Arbeitsvertrages verweist auf den BAT-0 und die diesen ergänzenden, 

ändernden oder ersetzenden Tarifverträge. Zu „diesen“ Tarifverträgen zählen 

nicht die Tarifverträge des PATT. Es handelt sich nicht um Tarifverträge, die 

iSv. § 2 des Arbeitsvertrages an die Stelle des BAT-0 getreten sind. Namentlich 

ist der BAT-0 nicht durch das Tarifwerk des PATT abgelöst worden. Jenes 

wurde von anderen Tarifvertragsparteien abgeschlossen. Beides macht der 

Beklagte auch nicht mehr geltend.
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Die Tarifverträge des PATT sind auch nicht durch die Formulierung 20 

„nach den für Angestellte des Arbeitgebers im Gebiet nach Art. 3 des Eini­

gungsvertrages jeweils geltenden sonstigen Regelungen“ in Bezug genommen.

Das ergibt der Wortlaut der Bestimmung. Die Bezugnahmeklausel bezieht sich 

allein auf solche Regelungen, die - als „sonstige Regelungen“ - über die im 

BAT-0 getroffenen Regelungen hinaus und regelmäßig neben ihm gelten und 

nicht auf Tarifverträge, die von anderen Tarifvertragsparteien abgeschlossen 

dieselben Regelungsbereiche an dessen Stelle regeln. Verdeutlicht wird dies 

durch die Verwendung des Wortes „sowie“, synonym für „darüber hinaus“ oder 

„ferner“. Dieser Teil der Bezugnahmeklausel regelt nicht die Ablösung des in 

der Arbeitsvertragsklausel vorstehend in Bezug genommenen Tarifrechts des 

BAT-O. Sonstige Anhaltspunkte, die Bezugnahmeklausel nach § 2 des Arbeits­

vertrages sei bereits ihrem Wortlaut nach als Tarifwechselklausel auszulegen, 

sind nicht erkennbar. Von daher ist es für die Arbeitnehmer, mit denen ein 

Arbeitsvertrag wie mit der Klägerin abgeschlossen wurde, nicht offensichtlich, 

dass aufgrund dieses Vertrages nunmehr das Tarifwerk des PATT gelten soll, 

wie es der Beklagte meint.

b) Die Bezugnahme auf das Tarifwerk einer bestimmten Branche kann 21

über ihren Wortlaut hinaus nur dann als große dynamische Verweisung 

- Bezugnahme auf den jeweils für den Betrieb fachlich bzw. betrieblich gelten­

den Tarifvertrag - ausgelegt werden, wenn sich dies aus besonderen Um­

ständen ergibt (st. Rspr., Senat 29. August 2007 - 4 AZR 767/06 - AP TVG § 1 

Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 61 = EzA TVG § 3 Bezugnahme auf Tarifver­

trag Nr. 37; 25. September 2002 -4  AZR 294/01 - BAGE 103, 9, 12 f. mwN).

Das ist auch der Standpunkt der weit überwiegenden Meinung im Schrifttum, in 

dem zwischen dem Typus der sog. kleinen dynamischen Bezugnahmeklausel, 

bei der sich die Dynamik allein auf das zeitliche Moment bezieht, und 

demjenigen der sog. großen dynamischen Verweisung oder 

Tarifwechselklausel unterschieden wird, die auch in betrieblicher oder fachlicher 

Hinsicht dynamisch wirkt (zB AnwK-ArbR/Friedrich Bd. 2 §3  TVG Rn. 90 ff.; 

Däubler/Lorenz TVG 2. Auf!. § 3 Rn. 230a; ErfK/Franzen 8. Auf!. § 3 TVG 

Rn. 36; ErfK/Preis 8. Auf!. § 613a BGB Rn. 127; Hohenstatt in
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Willemsen/Hohenstatt/Schweibert/Seibt Umstrukturierung und Übertragung von 

Unternehmen 3. Aufl. E Rn. 203 f.; Staudinger/Annuß BGB (2005) § 613a 

Rn. 291; Wiedemann/Oetker TVG 7. Aufl. § 3 TVG Rn. 326).

c) Der Senat hat bereits mehrfach entschieden, dass er an dieser Unter- 22 

Scheidung festhält (29. August 2007 - 4 AZR 767/06 - AP TVG § 1 Bezugnahme

auf Tarifvertrag Nr. 61 -  EzA TVG § 3 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 37 

mwN; 4. Juni 2008 - 4 AZR 308/07 -)■ Denn die Arbeitsvertragsparteien haben 

die Möglichkeit, die Rechtsfolge eines Tarifwechsels ausdrücklich zu verein­

baren. Sie bestimmen mit ihrer vertraglichen Abrede den Umfang der 

Inbezugnahme. Wollen die Arbeitsvertragsparteien auch für den Fall einer 

durch einen Verbandswechsel geänderten Tarifbindung des Arbeitgebers die 

Gleichstellung des Arbeitnehmers auf der Grundlage des dann einschlägigen 

Tarifrechts, haben sie die Möglichkeit, den Typus der Tarifwechselklausel zu 

wählen. Schlicht unterstellt werden kann der Wille zum Tarifwechsel nicht. Ein 

Arbeitnehmer kann sich gezielt um eine Anstellung bei einem Arbeitgeber 

bemüht haben, der die Vorschriften des öffentlichen Dienstes anwendet, um 

diese tariflichen Arbeitsbedingungen zu erhalten (vgl. Senat 4. Juni 2008 

- 4 AZR 308/07 -).

d) Das Argument des Beklagten, die vertragliche Inbezugnahme des BAT- 23 

O sei dann anders zu beurteilen, wenn es sich nicht um einen Arbeitgeber­

wechsel infolge eines Betriebsübergangs handele, sondern „lediglich um einen 

Verbandswechsel innerhalb derselben Branche“, verkennt, dass es sich hier um

die Auslegung einer vertraglichen Abrede handelt. Für deren Auslegung ist es 

grundsätzlich ohne Bedeutung, ob sich die Tarifgebundenheit des Arbeitgebers 

durch einen Arbeitgeberwechsel infolge eines Betriebsübergangs oder durch 

einen Verbandswechsel des Arbeitgebers ändert.

Die Revision kann sich im diesem Zusammenhang nicht auf die Ent- 24 

Scheidung des Senats vom 4. September 1996 stützen (- 4 AZR 135/95 - BAGE 

84, 97, mit insoweit abl. Anm. Buchner EzA TVG § 3 Bezugnahme auf einen 

Tarifvertrag Nr. 7; kritisch auch Annuß BB 1999, 2558; Danne SAE 1998, 111; 

Dauner-Lieb SAE 1999, 47; Kohte AuA 1997, 171). Diese betraf zwar eine
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arbeitsvertragliche Verweisungsklausel, die keine Tarifwechselklausel zum 

Inhalt hatte, und im Fall des Verbandswechsels des Arbeitgebers korrigierend 

dahingehend ausgelegt wurde, dass eine Verweisung auf den jeweils für den 

Betrieb geltenden Tarifvertrag vereinbart sei. Grundlage dieses Verständnisses 

war aber der Umstand, dass der Vertragspartner der von unterschiedlichen 

Arbeitgeberverbänden abgeschlossenen Tarifverträge jeweils dieselbe Gewerk­

schaft war, der auch die Klägerin angehörte. Ob eine solche Auslegung möglich 

ist, wenn die Tarifverträge von verschiedenen Gewerkschaften des Deutschen 

Gewerkschaftsbundes oder von Gewerkschaften außerhalb dieser Organisation 

abgeschlossen wurden, ist in der Entscheidung ausdrücklich offengelassen 

worden.

Es muss vorliegend nicht abschließend darüber befunden werden, ob 25 

der Senat an der wiedergegebenen Rechtsprechung trotz der dagegen er­

hobenen nachvollziehbaren Kritik festhält. Denn die Entscheidung betraf eine 

anders gelagerte Fallgestaltung als die vorliegende. Hier ist die Klägerin nicht 

tarifgebunden. Zudem hat der Verbandswechsel der Beklagten zur Folge, dass 

für die Klägerin, wendete man die genannte Rechtsprechung gleichwohl ent­

sprechend an, nunmehr ein Tarifvertrag Anwendung fände, der nicht von der 

Gewerkschaft geschlossen wurde, die Tarifvertragspartei des in Bezug ge­

nommenen BAT-0 ist. Unter diesen Umständen verbleibt es in jedem Fall bei 

der Regel, wonach sich der Inhalt einer auf ein bestimmtes Tarifwerk ver­

weisenden Gleichstellungsabrede darin erschöpft, dass für das Arbeitsverhält­

nis nur die genannten Tarifverträge in der jeweils gültigen Fassung einschließ­

lich etwaiger Ergänzungen anzuwenden sind (Senat 30. August 2000 - 4 AZR 

581/99 - BAGE 95, 296).

e) Besondere Umstände, die eine andere Beurteilung des Parteiwillens 26 

rechtfertigen könnten, liegen nach den Feststellungen des Landesarbeits­

gerichts nicht vor. Diese sind für das Revisionsgericht bindend. Der Beklagte 

hat bereits keine zulässige Verfahrensrüge erhoben, mit der diese Fest­

stellungen in Frage gestellt werden könnten.
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3. Ein anderes Ergebnis ergibt sich nicht aus dem von dem Beklagten 27 

angeführten Umstand, dass in seinem Betrieb sonst zwei unterschiedliche 

Tarifverträge Anwendung finden würden, was durch den Grundsatz der Tarif­

einheit und der Tarifspezialität vermieden werden solle.

Nach der Rechtsprechung des Senats führt der Grundsatz der Tarifein- 28 

heit dazu, dass eine Tarifpluralität nach dem Grundsatz der Spezialität zu­

gunsten des spezielleren Tarifvertrages unter Verdrängung des anderen erfolgt 

(Senat 20. März 1991 - 4 AZR 455/90 - BAGE 67, 330). Ob der Senat an dieser 

Rechtsprechung weiterhin festhält, ist vorliegend nicht zu entscheiden. Selbst 

wenn man die im Betrieb des Beklagten bis zur Ablösung des BAT-0 durch den 

TVöD bestehende Tarifpluralität nach dem Spezialitätsprinzip durch Ver­

drängung des BAT-0 zugunsten der Tarifverträge des PATT auflöst, hat dies 

nicht zur Folge, dass die Bestimmungen des BAT-0 nicht mehr auf das Arbeits­

verhältnis der Klägerin anzuwenden sind. In diesem Fall sind sie als vertrag­

liche Arbeitsbedingungen aufgrund der Vereinbarung in § 2 des Arbeits­

vertrages weiterhin Inhalt des Arbeitsverhältnisses. Der Grundsatz der Tarifein­

heit wirkt für Fälle der Tarifpluralität auf die sich an sich aus § 3 und § 4 Abs. 1 

TVG ergebende Pflicht des Arbeitgebers ein, in jedem Arbeitsverhältnis die 

aufgrund beiderseitiger Tarifgebundenheit jeweils geltenden Tarifverträge 

anzuwenden. Die Anwendung des Grundsatzes der Tarifeinheit führt nicht zu 

einer Korrektur des im Arbeitsvertrag privatautonom gebildeten, überein­

stimmenden Willens, im Arbeitsverhältnis einen bestimmten Tarifvertrag maß­

gebend sein zu lassen.

a) Vom 1. Januar 2005 bis zur Ablösung des BAT-0 durch den TVöD zum 29

1. Oktober 2005 war im Betrieb des Beklagten eine Tarifpluralität gegeben.

aa) Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts liegt Tarifpluralität 30

vor, wenn der Betrieb des Arbeitgebers vom Geltungsbereich zweier von 

verschiedenen Gewerkschaften abgeschlossenen Tarifverträge erfasst wird, an 

die der Arbeitgeber gebunden ist, während für den jeweiligen Arbeitnehmer je 

nach Tarifbindung nur einer der beiden Tarifverträge Anwendung findet (Senat 

14. Juni 1989-4 AZR 200/89 - AP TVG § 4 Tarifkonkurrenz Nr. 16 = EzA TVG
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§ 4 Tarifkonkurrenz Nr. 4; 5. September 1990 - 4 AZR 59/90 - AP TVG § 4 

Tarifkonkurrenz Nr. 19; 20. März 1991 - 4 AZR 455/90 - BAGE 67, 330). Für die 

Annahme einer Tarifpluralität hat es der Senat ausreichen lassen, wenn es 

aufgrund der Tarifgebundenheit des Arbeitgebers an zwei verschiedene Tarif­

verträge nicht ausgeschlossen ist, dass wegen der unterschiedlichen Tarif­

bindung von Arbeitnehmern mehrere miteinander konkurrierende Tarifverträge 

mit ganz oder teilweise identischem Geltungsbereich im selben Betrieb gleich­

zeitig Anwendung finden müssten (BAG 5. September 1990 - 4 AZR 59/90 - AP 

TVG § 4 Tarifkonkurrenz Nr. 19).

bb) Diese Voraussetzungen lagen im Betrieb des Beklagten für den ge- 31 

nannten Zeitraum vor. Der Beklagte war durch seinen zum 1. Januar 2005 

erfolgten Beitritt zur PATT an die von diesem Verband abgeschlossenen Tarif­

verträge nach §3 Abs. 1 TVG tarifgebunden. Durch den zum 31. Dezember 

2004 erfolgten Verbandsaustritt des Beklagten aus dem KAV bestand zugleich 

gemäß § 3 Abs. 3 TVG eine Nachbindung des Beklagten an den BAT-0 (dazu 

etwa Senat 7. November 2001 - 4 AZR 703/00 - BAGE 99, 283, 286 ff. mwN;

BAG 27. September 2001 -2  AZR 236/00- BAGE 99, 167, 174 f.) bis zu 

dessen Ablösung durch den TVöD nach § 2 Abs. 1 Satz 1 Fall 2 TVÜ-VKA. Für 

die im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer fand nach den allgemeinen Regeln je 

nach Tarifgebundenheit nur einer der beiden Tarifverträge Anwendung. Dem 

nach § 3 Abs. 3 TVG weitergeltenden BAT-0 kam tarifrechtlich kein Vorrang zu 

(Senat 26. Oktober 1983 - 4 AZR 219/81 - BAGE 44, 191).

b) In einem solchen Fall der Tarifpluralität gilt nach der bisherigen Recht- 32

sprechung aufgrund des Grundsatzes der Spezialität derjenige Tarifvertrag, der

dem Betrieb räumlich, betrieblich, fachlich und persönlich am nächsten steht 

und deshalb den Erfordernissen und Eigenarten des Betriebes und der darin 

tätigen Arbeitnehmer am besten Rechnung trägt (s. nur Senat 20. März 1991 

- 4 AZR 455/90 - BAGE 67, 330).

c) Selbst wenn man zu Gunsten des Beklagten davon ausgeht, die Tarif- 33

Verträge des PATT stellten sowohl räumlich als auch fachlich die speziellere 

Regelung dar, würde eine Verdrängung des BAT-0 nach den dargestellten
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Grundsätzen der Tarifeinheit nicht zur Folge haben, dass dessen Be­

stimmungen auf das Arbeitsverhältnis der Klägerin nicht mehr anzuwenden 

wären.

Die individualvertragliche Inbezugnahme eines Tarifvertrages führt nicht 34 

zu dessen tarifrechtlicher Geltung mit der Folge, dass seine Bestimmungen im 

Wege der Auflösung einer Tarifpluralität nach dem tarifrechtlichen Spezialitäts­

prinzip verdrängt werden könnten. Es handelt sich vielmehr um eine einzel­

vertragliche Regelung von Arbeitsbedingungen (BAG 26. Januar 1994 - 10 AZR 

611/92- BAGE 75, 298, 308; Kraft RdA 1992, 161, 167; Wiedemann/Arnold 

ZTR 1994, 443, 446; Hanau/Kania Anm. AP TVG § 4 Tarifkonkurrenz Nr. 20;

Oetker Anm. AP TVG § 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 6; ErfK/Franzen 

8. Auf!. § 3 TVG Rn. 31; Kempen/Zachert/Stein TVG 4. Auf!. § 3 Rn. 153, 155; 

Wiedemann/Wank TVG 7. Aufl. § 4 Rn. 281; Wiedemann/Oetker § 3 Rn. 285,

Fn. 55; aA Däubler/Lorenz § 3 Rn. 226). Deshalb kann es aufgrund einer 

arbeitsvertraglichen Inbezugnahme eines Tarifvertrags nicht zu einer Tarif­

konkurrenz kommen. Es geht nicht um die Konkurrenz zweier Normenverträge.

Ist der Arbeitnehmer an einen Tarifvertrag gebunden, gilt im Verhältnis zu den 

vertraglich in Bezug genommenen Regelungen das tarifrechtliche Günstigkeits­

prinzip gemäß § 4 Abs. 3 TVG (Senat 29. August 2007 - 4 AZR 767/06 - AP 

TVG § 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 61 = EzA TVG § 3 Bezugnahme auf 

Tarifvertrag Nr. 37, unter Aufgabe von Senat 23. März 2005 - 4 AZR 203/04 - 

BAGE 114, 186). Ebenso wenig kann die Auflösung einer Tarifpluralität dazu 

führen, dass die Bestimmungen eines individualvertraglich in Bezug ge­

nommenen Tarifvertrages verdrängt werden. Fehlt es - wie im vorliegenden 

Rechtsstreit - an einer Tarifgebundenheit des Arbeitnehmers, verbleibt es bei 

der arbeitsvertraglichen Regelung. Diese sieht hier die Anwendung des BAT-0 

einschließlich der diesen ergänzenden, ändernden und ersetzenden Tarifver­

träge vor.

Soweit der Senat in seiner Entscheidung vom 20. März 1991 (-4 AZR 35 

455/90 - BAGE 67, 330; s. dazu auch Senat - 4 AZR 663/95 - AP TVG § 1 

Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 6 = EzA TVG § 3 Bezugnahme auf Tarifver­

trag Nr. 8) angenommen hat, auch eine vertragliche Inbezugnahme eines
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Tarifvertrages könne zu einer Tarifkonkurrenz oder einer Tarifpluralität führen, 

weil sie „eine Geltung des in Bezug genommenen Tarifvertrages“ bewirke und 

der Ursprung der Tarifgeltung ohne Bedeutung sei (abl. BAG 22. September 

1993 - 10 AZR 207/92- BAGE 74, 238; 26. Januar 1994 - 10 AZR 611/92- 

BAGE 75, 298; Merten BB 1993, 572, 577; Wiedemann/Wank § 4 Rn. 281; 

Wank Anm. EzA TVG § 4 Tarifkonkurrenz Nr. 9; Jacobs Tarifeinheit und Tarif­

konkurrenz S. 462 f.; Fenn FS Kissel S. 213, 232 f.; Hanau/Kania Anm. AP TVG 

§ 4 Tarifkonkurrenz Nr. 20; Schleusener SAE 1998, 5, 14; Reuter JuS 1992, 

105, 109), wird diese Auffassung im Anschluss an das Senatsurteil vom 

29. August 2007 (- 4 AZR 767/06 - AP TVG § 1 Bezugnahme auf Tarifvertrag 

Nr. 61 = EzA TVG § 3 Bezugnahme auf Tarifvertrag Nr. 37) ausdrücklich 

aufgegeben.

III. Die Kosten der erfolglosen Revision hat nach § 97 Abs. 1 ZPO der 

Beklagte zu tragen.

Bepler Creutzfeldt Treber

Hardebusch Th. Hess
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